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Vorwort

Die Wasserrahmenrichtline als auch die Hochwas-
serrichtlinie der Europäischen Kommission fordern 
bei der Festlegung der Maßnahmen zur Erreichung 
der Umweltziele und bei der Erstellung von Hoch-
wasserrisikomanagementplänen die Einbeziehung 
der Öffentlichkeit. Institutionen, die mit Hochwasser- 
risikomanagement betraut sind, müssen nun ver- 
stärkt Risikokommunikation in ihrer täglichen Arbeit 
anwenden. Aber nicht nur die erwähnten Richtlinien 
machen eine verstärkte Einbindung der Betroffenen 
notwendig. Die Kommunikation der bestehenden 
Risiken, aber auch der nach Umsetzung von tech-
nischen Schutzmaßnahmen verbleibenden Rest-
risiken, stellt einen wesentlichen Aspekt im Risiko-
management dar. Aufgrund der begrenzten Wirk-
samkeit technischer Schutzmaßnahmen kann nur 
verstärktes Risikobewusstsein und die damit ver-
bundene Übernahme von Eigenverantwortung 
langfristig die Hochwasserrisiken senken. 

Projekte mit der Einbeziehung vieler Personen und 
Berücksichtigung unterschiedlichster Interessen 
sind schwieriger und aufwändiger in der Abwick-
lung. Die richtigen Personen zum besten Zeitpunkt 
mit der geeigneten Methode einzubinden – das ist 
eine Herausforderung für alle, die mit Hochwas-
serrisikomanagement  betraut sind. Das Ergebnis 
kann aber ein langfristig qualitativ besseres sein, vor 
allem was die Umsetzung von Planungen betrifft. 

Um den Anforderungen der Hochwasserrichtlinie 
zu entsprechen, technisches Wissen der Fach-
leute sowie praktisches Wissen der Bevölkerung 
zusammenzufügen und alle Interessen ausgewo-
gen zu berücksichtigen, braucht es kontinuierliche 
Dialoge. Diese erfordern nicht nur ein neues Selbst-
verständnis der für Hochwasserrisikomanagement 
zuständigen Behörden und ExpertInnen und die 
Bereitschaft sich auf soziales Lernen einzulassen, 
sondern auch zusätzliche Ressourcen. Öffentlich-
keitsbeteiligung, die nur punktuell und oberfläch-
lich abläuft, kann keine Beziehung zu den Betrof-
fenen aufbauen. Denn ein wesentlicher Schlüssel 

der Risikokommunikation ist Vertrauen, das oft erst 
langsam aufgebaut werden muss. Nach Ansicht 
des Soziologen Ortwin Renn müssen sich Betrof-
fene auf die Vertrauenswürdigkeit der Institutionen, 
die eine Risikoabschätzung durchführen, verlas-
sen können. Ist dieses Vertrauensverhältnis gestört, 
kommt es zu Konflikten und häufig zur Forderung 
nach Nullrisiko, weil den zuständigen Risikomana-
gern eine objektive Abwägung nicht mehr zugetraut 
wird. Eine gut geplante Öffentlichkeitsbeteiligung 
mit auf die Zielgruppen abgestimmten Informati-
onsmaterialien und ein Dialog auf gleicher Augen-
höhe können helfen, Vertrauen aufzubauen.

Die vorliegende Broschüre ist als Hilfestellung für 
all jene gedacht, die mit Hochwasserrisikomanage-
ment betraut sind. Sie entstand aus den Erfah-
rungen mehrerer internationaler Projekte (wie etwa 
den ERA-Net CRUE-Projekten IMRA, UR-Flood 
und Diane-CM sowie CapHaz-Net) und nationalen 
Aktivitäten (wie z.B. „Gefahrenzonenplanung für 
Kinder“, dem Handbuch „Öffentlichkeitsbeteiligung 
im Hochwasserschutz“ oder den „Österreichischen 
Standards der Öffentlichkeitsbeteiligung“). Die Bro-
schüre soll zeigen, wie sich eine Institution selbst im 
System einschätzen und mit anderen vergleichen 
kann. Ausgehend von dieser ersten Selbstevalu-
ierung geht es Schritt für Schritt zur Planung und 
Umsetzung von Risikokommunikation. 

Der Leitfaden soll einen ersten Einstieg in das The-
ma bieten, zur weiteren Beschäftigung mit dem 
Thema anregen und vor allem zum Umsetzen und 
Experimentieren vor Ort verleiten. 
 

DI Norbert Sereinig
Amt der Kärntner Landesregierung, Klagenfurt

Dr. Therese Stickler
Umweltbundesamt GmbH, Wien
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1  Einleitung

Im Hochwasserschutz muss vieles beachtet wer-
den: rechtliche Rahmenbedingungen, technische 
Möglichkeiten, ökologische, ökonomische und pla-
nerische Erfordernisse sowie politische Wünsche. 
Zusätzlich sollten Wasserbauprojekte transpa-
rent sein und unter Einbeziehung der Betroffenen 
und Abwägung aller Interessen erfolgen. Die Bro-
schüre zeigt, wie über Risikokommunikation diese 
Einbindung der Öffentlichkeit bei der Planung von 
neuen Schutzmaßnahmen gestaltet und wie das 
Bewusstsein über das bestehende Hochwasser- 
risiko gestärkt werden kann. 

Es gibt zwei grundlegende Richtlinien der Europä-
ischen Union, die das Hochwasserrisikomanage-
ment betreffen: die Wasserrahmenrichtlinie und die 
Hochwasserrichtlinie.  In beiden Richtlinien wird 
die Einbeziehung der Nutzer und der Öffentlich-
keit gefordert. Wie diese Richtlinien jedoch genau 
umgesetzt werden sollen, bleibt auf Grund der so 
unterschiedlichen gesellschaftlichen und natur-
räumlichen Voraussetzungen den einzelnen Staaten 
überlassen. Es ist auch nicht immer leicht, von Bei-
spielen aus anderen Ländern zu lernen, die oft eine 
andere Tradition der Hochwasserschutzplanung 
haben und sich auch vom Maßstab her nicht immer 
leicht umlegen lassen.  

Hochwasserschutzprojekte sind oft von Fachleu-
ten dominiert, die mit ihrem juristischen und tech-
nischen Wissen solche Vorhaben bearbeiten. Im 
Gegensatz dazu ist jedoch die Wahrnehmung von 
Risiko in der Bevölkerung stark von persönlichen 
Erlebnissen, Bildungsniveau, Geschlecht, Einstel-
lungen und Werten geprägt. Politik, Verwaltung und 
Öffentlichkeit können deshalb viel in einem gemein-
samen Dialog gewinnen: die Verwaltung kann loka-
les Wissen und Hintergrundinformationen erhalten 
und so die Qualität und Akzeptanz der Planung stei-
gern. Politiker können viel über die Sichtweise und 
Anliegen der Bevölkerung erfahren, neue Lösungen 
erarbeiten und eventuelle Konflikte frühzeitig erken-
nen. Die Öffentlichkeit hat die Möglichkeit, ihre Inte-
ressen einzubringen und vielleicht sogar die Gele-
genheit, die Planung mitzugestalten. 

Wissenschafter aus verschiedenen Disziplinen, wie 
Raumplanung, Politikwissenschaft, Kommunika-
tion, Wasserbau und Ökologie haben sich mit der 
Unterstützung von Praktikern vor Ort, betroffenen 
Bürgern und kommunalen Entscheidungsträgern 
Gedanken zu diesen Themen gemacht und im Rah-
men des internationalen  Projektes „Integrative flood 
risk governance approach for improvement of risk 
awareness and increased public participation“ - 
kurz IMRA genannt - ein Handbuch zur gezielten 
Risikokommunikation und Partizipation erstellt. Im 
Rahmen des Projektes fand eine österreichische 
Pilotanwendung im Mölltal in der Gemeinde Groß-
kirchheim (Kärnten) statt.

Die vorliegende Broschüre „Risikokommunikation 
im Hochwasserschutz“ ergänzt das IMRA-Hand-
buch, gibt in 12 Schritten Anleitung zur Planung, 
stellt einige erprobte Methoden vor und illustriert 
diese mit Beispielen aus der Praxis des Hochwas-
serschutzes. Für eine ausführlichere Beschreibung 
des Themas Risikokommunikation wird in der Bro-
schüre auf die entsprechenden Kapitel des IMRA-
Handbuchs „Planung und Umsetzung einer Kom-
munikations- und Beteiligungsstrategie im Hoch-
wasserrisikomanagement“ verwiesen, das eine 
genauere Befassung mit verschiedenen Themen 
ermöglicht. Ergänzend dazu gibt es Verweise auf 
weiterführende Literatur.

Weitere Informationen:

Zu europäischen Planungsfamilien:  
siehe Firus et al. (2011a)

Zur Wasserrahmenrichtlinie:
Europäisches Parlament und europäischer Rat 
(RL 2000/60/EG)

Zur Hochwasserrichtlinie:
siehe Europäisches Parlament und europäischer Rat 
(RL 2007/60/EG)

Zu Nutzen der Öffentlichkeitsbeteiligung:  
Standards der Öffentlichkeitsbeteiligung
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1.1 Hochwasser:  
 Gefahr und Risiko

Gefahr und Risiko sind nicht dasselbe. Man spricht 
von (Natur)Gefahr, wenn durch natürliche Vorgän-
ge Prozesse, wie Hochwasser, Muren, Lawinen, 
Rutschungen, Steinschläge etc. ausgelöst werden, 
die Schäden nach sich ziehen können. In manchen 
Fällen werden die Prozesse auch durch mensch-
liches Tun ausgelöst. Zum Risiko wird Hochwasser 
erst dann, wenn es Verkehrswege, Siedlungen oder 
Menschen bedroht. Somit ist auch klar, dass die 
Höhe des Risikos sehr wesentlich vom Standpunkt 
bestimmt wird. Was als sogenanntes kollektives 
Risiko noch leicht akzeptiert werden kann, kann aus 
der Sicht des individuellen Risikos des Einzelnen 
inakzeptabel und sogar existenzbedrohend sein. 

Wie viel Risiko die Gesellschaft tragen soll, kann 
nicht allein durch ExpertInnen bestimmt werden. Es 
braucht dazu eine gesellschaftliche Entscheidung. 
Im Zusammenhang damit wird oft der Begriff „Good 
Governance“ verwendet. Im Gegensatz zum her-
kömmlichen Handeln von Regierung und Verwal-
tung, wo von oben bestimmt wird, was zu gesche-
hen hat, beinhaltet Governance auch die freiwilli-
ge Miteinbeziehung der Betroffenen. Zusätzlich soll 
gutes Regierungs- und Verwaltungshandeln auch 
nachvollziehbar (transparent), effizient, mit klaren 
Verantwortlichkeiten und fair sein. In einem stän-
digen Rückkoppelungsprozess zwischen Politik, 
Verwaltung, Zivilgesellschaft und Betroffenen sollen 
möglichst qualitätsvolle und langfristige Lösungen 
erreicht werden. Wie diese Zusammenarbeit im 
Hochwasserbereich auf den Boden gebracht und 
geplant werden kann, werden die folgenden Seiten 
erläutern.

Einen Dialog mit der Bevölkerung zum Thema 
Hochwasser zu führen ist nicht immer leicht, denn 
Menschen nehmen Risiko unterschiedlich wahr. 
Die Wahrnehmung wird davon beeinflusst, wann 
das letzte Hochwasser war, wo man wohnt (z.B. 
in Flussnähe), ob man viel oder wenig über Risiken 
weiß und ob man die Natur als unberechenbar oder 
zerbrechlich ansieht. Auch Merkmale wie Bildung, 
Einkommen und Werthaltungen, das Geschlecht, in 
welcher Lebensphase man sich befindet und indi-
viduelle Eigenschaften wie Ängstlichkeit färben das 
Risikobewusstsein.

Die unterschiedlichen Wahrnehmungen und Wert-
haltungen zum Hochwasserrisiko beeinflussen die 
Bereitschaft von Betroffenen, Informationen zu 
Hochwasser aufzunehmen, sich an Projekten zu 
beteiligen oder selbst Vorsorge zu treffen. Denn nur 
wenige von Hochwasserrisiko Betroffene sehen die 
Verantwortung für Hochwasserschutz auch bei sich. 
Meist wird keine Verantwortung wahrgenommen, 
weil hier von vielen Menschen eine gesellschaftliche 
und keine individuelle Zuständigkeit gesehen wird.

Weitere Informationen:
Europäisches Regieren - Ein Weißbuch. Kommission 
der Europäischen Gemeinschaft (2001)

Die Bürger im Blick: Öffentliches Interesse für bessere 
Politik und bessere Dienstleistungen. OECD (2009)

Zum Unterschied: Risiko und Gefahr 
http://www.reachhelpdesk.at/

Wahrnehmung von Risiko: 

Heinrichs H. & Grunenberg H. (2007): Risikokultur

Walker, G., Whittle, R; Medd, W & Watson, N. (2010): 
Risk Governance and Natural Hazards.

Renn, O. (2008): Risk Governance: Coping with uncer-
tainty in a complex world.

Renn, O., Schweizer, P. J. (2009): Inclusive Risk Gover-
nance.

Sowohl die Gefahr als auch das Risiko sind hoch, 
wenn man alleine einem Löwen gegenüber steht. 
Geschieht das allerdings in einem Zoo, wo sich der 
Löwe hinter Gittern befindet, bleibt die vom Löwen 
ausgehende Gefahr zwar gleich hoch, es besteht 
aber ein nur minimales Risiko. Für die Praxis bedeu-
tet das: Wenn man auch die Gefahr meist nicht 
beeinflussen kann, so kann man versuchen, das 
Risiko zu reduzieren.
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1.2 Risikokommunikation planen - 12 Schritte zum Erfolg

Im Zentrum der Risikokommunikation stehen  
der Dialog mit Betroffenen und der Öffentlichkeit 
sowie die Erhöhung des Bewusstseins für Risiken. 
Im Rahmen des Projektes IMRA wurde ein 12-stu-
figes Verfahren zur Entwicklung und Umsetzung 
eines Kommunikations- und Beteiligungsprozesses 
zum Hochwasserrisikomanagement entwickelt. 
Eine detaillierte Beschreibung der 12 Schritte fin-
den Sie im Handbuch „Planung und Umsetzung 
einer Kommunikations- und Beteiligungsstrategie 
im Hochwasserrisikomanagement“.

Die hier vorgestellten 12 Schritte stellen nur einen 
Rahmen zur Planung dar. Einige Fragen brauchen 
nach wie vor gutes Fingerspitzengefühl: Nicht 
immer ist auf den ersten Blick klar ersichtlich, wann 
der beste Zeitpunkt für eine Einbindung von Betrof-
fenen oder der breiten Öffentlichkeit ist. Es sollte 
nicht zu früh aber auch nicht zu spät informiert wer-
den und die Art und Weise der Einbindung richtet 
sich auch danach, ob Personen von Hochwasser 
direkt betroffen oder nur interessiert sind.

Abbildung 1: IMRA-Konzept zur Entwicklung und Umsetzung eines Kommunikations- und Beteili-
gungsprozesses zum Hochwasserrisikomanagement.

Schritt 1: Einschätzung der eigenen Leistungsfähigkeit in einem Risikomanagement-Prozess

Schritt 2: Zielfestlegung und Abgrenzung des Anwendungsbereiches

Schritt 3: Bestimmung verfügbarer Ressourcen (Geld, Zeit, Personal)

Schritt 4: Identifikation der relevanten Akteure (Schlüsselpersonen)

Schritt 5: Konzipierung und Umfang des Partizipationsprozesses

Schritt 6: Einrichtung eines Akteursnetzwerkes

Schritt 7: Identifikation der öffentlichen Sichtweise

Schritt 8: Einigung über Ziele der Kommunikations- und Partizipationsstrategie

Schritt 9: Festlegung der zielgruppenorientierten Kommunikation

Schritt 10: Entwurf eines Plans für die Umsetzung der Kommunikations- und Partizipationsmaßnahmen

Schritt 11: Umsetzung der Kommunikations- und Partizipationsmaßnahmen

Schritt 12: Prozessevaluierung
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1.3  Methoden

Jeder der hier angeführten 12 Schritte muss sorg-
fältig geplant werden und benötigt „Werkzeuge“ für 
seinen tatsächlichen Einsatz. Auf den folgenden 
Seiten werden die wichtigsten bzw. effektivsten  
Methoden zu jedem Schritt genauer dargestellt. 
Die untenstehende Tabelle gibt eine Übersicht, bei 
welchem Schritt welche Vorgangsweisen empfoh-
len werden. Es können jedoch pro Planungsschritt 
auch andere oder zusätzliche Methoden verwendet 
werden. Eine ausführliche Darstellung der Metho-
den finden Sie im IMRA-Handbuch „Planung und 
Umsetzung einer Kommunikations- und Beteili-
gungsstrategie im Hochwasserrisikomanagement“.

Die Auswahl einer Methode richtet sich auch nach: 
Thema,  Konfliktstärke, ob kleine, mittlere und große 
Gruppen eingebunden werden sollen, wie inten-
siv die Einbindung sein soll, nach der Planungs-
tradition oder auf welcher räumlichen Ebene (lokal, 
regional, überregional) ein Vorhaben stattfindet.  
Näheres siehe IMRA-Handbuch S. 27.

Tabelle 1: Welche Methode passt zu welchem Schritt im Kommunikations- und Partizipationsprozess?

Weitere Informationen:
Einen Überblick über unterschiedlichste Vorgehens-
weisen zur Öffentlichkeitsbeteiligung finden Sie unter 
anderem unter: 

	Bundesministerium f. Verkehr, Innovation u. Techno-
logie (2008): Leitfaden: Öffentlichkeitsbeteiligung im 
Hochwasserschutz

	Partizipation.at http://www.partizipation.at/methoden.
html

	Handbuch Öffentlichkeitsbeteiligung (Arbter et al. 
2005)

Zu europäischen „Planungsfamilien“: 
siehe Firus et al. (2011a; S.12)
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Bestimmung  
von Rollen 
und Zustän-
digkeiten

Schritt 1:     Einschätzung der eigenen Leistungsfähig- 
                         keit in einem Risikomanagement-Prozess

 

Schritt 2:     Zielfestlegung und Abgrenzung des  
                         Anwendungsbereiches

  

Schritt 3:     Bestimmung der verfügbaren Ressourcen  
                         (Geld, Zeit, Personal)

 

Identifi-
kation  
strate-
gischer  
Partner

Schritt 4:     Identifikation der relevanten Akteure   

Schritt 5:     Konzipierung und Umfang des  
                         Partizipationsprozesses

    

Schritt 6:     Einrichtung eines Akteursnetzwerkes    

Schritt 7:     Identifikation der öffentlichen Sichtweise       

Festlegung 
von  
Maß- 
nahmen

Schritt 8:     Einigung über Ziele der Kommunikations- 
                         und Partizipationsstrategie

  

Schritt 9:     Einigung über anzuwendende Kommuni- 
                         kations- und Partzipationsmaßnahmen

   

Schritt 10:  Entwurf eines Plans für die Umsetzung 
                         der Kommunikations- und Partizipations- 
                         maßnahmen

 

Umsetzung Schritt 11:  Umsetzung der Kommunikations- und  
                        Partizipationsmaßnahmen

            

Evaluierung Schritt 12:  Prozessevaluierung   
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Schritt 2: Zielfestlegung und Abgrenzung des 
Anwendungsbereiches

Das Ziel der Risikokommunikation ist ausschlagge-
bend für die weitere Planung: Jedes Projekt hat sei-
ne Vorgeschichte. Risikokommunikation muss daher  
maßgeschneidert auf das Problem, das Risiko, das 
Konfl iktpotenzial und das Ziel gestaltet werden. 
Zusätzlich sind jedem Projekt rechtliche, technische 
und gesellschaftliche Rahmenbedingungen gesetzt.

Ziehen Sie folgende Fragen in Betracht:

	Was möchten Sie mit der Öffentlichkeitsbeteili-
gung erreichen?

	Welche Personengruppen sollen informiert oder 
einbezogen werden? Eine möglichst zeitige Ein-
bindung sollte vor allem von Personen mit Part-
eistellungsrechten (z.B. GrundbesitzerInnen) 
erfolgen, sowie durch persönliche Kontakte mit 
Vertretern von Behörden und der organisierten 
Öffentlichkeit.

	Art der Öffentlichkeitsbeteiligung: Soll der 
Schwerpunkt nur auf Information liegen, gibt 
es eine konsultative Einbindung oder gar eine 
gemeinsame Entscheidungsfi ndung?

	Welche Art von Information soll bereitgestellt und 
verteilt werden?

	Wie soll die Information verteilt und gestreut 
werden?

	Wann sollen die Ziele erreicht sein?

Es ist empfehlenswert, diese Fragen zuerst intern, 
dann zusätzlich mit externen Schlüsselpersonen 
zu erläutern. Um die Interessen der verschiedenen 
Beteiligten möglichst früh zu erfahren, muss schon in 
der Planungsphase Kontakt aufgenommen werden. 

2 Schritt für Schritt zur Risikokommunikation

Ein erfolgreicher Kommunikations- und Partizipa-
tionsprozess benötigt eine gründliche Planung, 
Umsetzung und Evaluation, die sich in Phasen dar-
stellen lassen:

	Phase 1:  Bestimmung von Rollen und 
 Zuständigkeiten

	Phase 2: Identifi kation strategischer Partner
	Phase 3:  Festlegung von Maßnahmen
	Phase 4:  Umsetzung 
	Phase 5:  Evaluierung

Jede Phase besteht aus einem oder mehreren 
Schritten, die einem chronologischen Ablauf folgen. 

2.1   Phase 1: Bestimmung von   
 Rollen und Zuständigkeiten
Zu Beginn eines Kommunikations- und Partizipati-
onsprozesses sollten die für die Durchführung Ver-
antwortlichen die eigene Position, die derzeitige Situ-
ation und die Schwächen und Stärken analysieren. 
Weitere Schritte sind die Prozessplanung sowie die 
Festlegung von Ressourcen. 

Schritt 1: Einschätzung der eigenen Leistungs-
fähigkeit in einem Risikomanagement-Prozess

Der erste Schritt einer Planung ist eine Bestimmung 
des derzeitigen Managements der Risikokommuni-
kation: wo liegen die Schwächen und Stärken, wo 
steht man im Vergleich zu anderen und in welchen 
Bereichen soll und kann eine Verbesserung erfolgen? 

Weitere Informationen:
IMRA-Handbuch (Fleischhauer et al. 2012): S. 11
IMRA Final Report (Firus et al. 2011b): S. 22 

Mögliche Methoden für Schritt 2: 
	Standortbestimmung Risikomanagement 
	Diskussion mit Vertretern von Behörden, 

der organisierten Öffentlichkeit und Betrof-
fenen (Beispiel S. 12)

	Öffentliche Diskussionsveranstaltung
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Andere Standpunkte, andere 
Problemwahrnehmungen sollten 

nicht durch eine zu frühe Präsentation von 
Lösungen unterdrückt werden.

TIPP:

Mögliche Methoden für Schritt 1: 
	Standortbestimmung Risikomanagement 

(S. 10)
	Workshop mit VertreterInnen der organi-

sierten Öffentlichkeit und Behörden

Andere Standpunkte, andere Andere Standpunkte, andere Andere Standpunkte, andere Andere Standpunkte, andere 
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Beispiel 1: Standortbestimmung im Risikomanagement-Prozess (Risiko-Governance-Matrix)

Anhand von Indikatoren wird ein bestehendes oder 
geplantes Risikomanagement bewertbar gemacht. 
Diese Methode kann einerseits intern zur Planung, 
Zielbestimmung und Prioritätensetzung oder auch 
zur Kommunikation mit externen Partnern genutzt 
werden. Zusätzlich kann nach Projektende gemes-
sen werden,  in welchen Bereichen es auch wirklich 
zu Fortschritten gekommen ist.

Es lohnt sich, die Indikatoren in einem kleinen Work-
shop auszufüllen. Die Teilnehmer sollten so gewählt 
werden, dass ein Überblick zu allen Indikatoren ent-
steht. Da diese Indikatoren für internationale Pro-
jekte entwickelt wurden, kann es für österreichische 
Zwecke durchaus sinnvoll sein, wenn einige Indika-
toren weggelassen, abgeändert oder neu hinzuge-
fügt werden.

Kern-Indikatoren Klassifizierung

Rot Orange Gelb Grün Blau

Gr
un

ds
ät

ze

Grad der Definition  
und Akzeptanz der  
(Leit-) Prinzipien

keine (Leit-) Prinzipien Diskussionsprozess zu 
den (Leit-) Prinzipien hat 

begonnen

alle (Leit-) Prinzipien  
sind definiert

Diskussion bzgl. des 
 „Zielsystems“ ha t  

begonnen

Prinzipien (über ein  
konsistentes Zielsystem, 
welches kontinuierlich 

überprüft und ggf.  
angepasst wird) sind 

operationalisiert

Grad der Definition und 
Akzeptanz der Schutzziele 
und Schutzobjekte

Schutzziele und Schutz-
objekte sind nicht  

definiert

Prozess und/oder Dis-
kussion bzgl. der Schutz-
objekte und Schutzziele 

ist initiiert

alle Schutzziele und 
Schutzobjekte sind  

definiert

Verbindlichkeit der 
Schutzziele ist geregelt

Schutzziele werden  
kontinuierlich überprüft 

und ggf. angepasst

Grad des gegenseitigen  
Vertrauens und Respekts

Das Thema „Vertrauen“ 
wird nicht angesprochen

Vertrauen wird fall- 
bezogen diskutiert

Vertrauen wird systema-
tisch reflektiert und  
– falls zutreffend/ 

möglich – gemessen

Pr
oz

es
s

Definition der Verantwortlich-
keiten/ Zuständigkeiten

Verantwortlichkeiten / 
Zuständigkeiten sind 

nicht definiert

Diskussionsprozess zur 
Definition von Verant-

wortlichkeiten / Zustän-
digkeiten hat begonnen

Verantwortlichkeiten / 
Zuständigkeiten sind 

definiert

Verantwortlichkeiten / 
Zuständigkeiten sind 

implementiert

Verantwortlichkeiten / 
Zuständigkeiten werden 
kontinuierlich überprüft 

und ggf. angepasst

Definition und Verständigung 
auf eine Begründung/Recht-
fertigung zum Umgang mit 
Risiken

keine Begründung / 
Rechtfertigung

Diskussionsprozess zur 
Begründung / Recht- 

fertigung hat begonnen

Begründung / Recht- 
fertigung zum Umgang 

mit Risiken liegt vor

Begründung / Rechtferti-
gung stellt einen Teil der 

verbindlichen  
Maßnahmen dar

existierende Begrün-
dung/ Rechtfertigung 

wird kontinuierlich über-
prüft und ggf. angepasst

St
ak

eh
ol

de
r

Grad der Bekanntheit aller 
Gruppen und ihrer Erwar-
tungen

weder soziale Gruppen 
noch ihre Erwartungen 

sind bekannt

Prozess der Identifikati-
on hat begonnen (bspw. 

durch eine Interessen-
analyse)

soziale Gruppen sind 
bekannt

Erwartungen der sozialen 
Gruppen sind bekannt 
(Interessenanalyse ist 

abgeschlossen)

kontinuierliches Monito-
ring der Erwartungen ist 

implementiert

Ausmaß der Verfügbarkeit 
und Verständlichkeit von  
relevanten Informationen für 
die sozialen Gruppen

relevante Risikoinfor-
mationen bzw. ihre Ver-

fügbarkeit sind nicht 
bekannt / zugänglich

Diskussion über die  
Vermittlung der  

Risikoinformationen hat 
begonnen

Leitlinien für die Informa-
tionspolitik sind verfüg-
bar (inkl. Festlegung der 

Zugangsrechte)

Leitlinien für die  
Informationspolitik sind  

angewandt

kontinuierliche Qualitäts-
kontrolle (Verständlich-
keit und Verfügbarkeit 

von Informationen)

Grad der Toleranz/Akzeptanz 
seitens der sozialen Gruppen

Toleranz / Akzeptanz 
des Prozesses und sei-
ner Ergebnisse werden 

ignoriert

Diskussion über die 
Schaffung von Toleranz /
Akzeptanz hat begonnen

Kriterien bzgl. der  
Messung von Toleranz /
Akzeptanz sind definiert

Messung der Toleranz /
Akzeptanz ist ein Teil des 

Prozesses

Das Fehlen von Toleranz / 
Akzeptanz führt zur 

Überprüfung des  
Prozesses und/oder  

seiner Ergebnisse

Qualität des Dialogs (Ein-Weg 
oder Zwei-Wege)

Es findet kein Diskurs mit 
sozialen Gruppen statt

Diskussion über die  
Initiierung und Erarbei-

tung eines Diskurs- 
prozesses hat begonnen

Interessen und Erwar-
tungen bzgl. des  

Diskursprozesses sind 
bekannt

Dialogkonzepte werden 
von den Teilnehmern 

akzeptiert (bspw. Zielver-
einbarungen,  

Verantwortlichkeiten, 
Kompetenzen)

Diskursprozesse sind ein 
integraler Teil des  
Risk-Governance- 

Prozesses und werden 
konsequent überprüft
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Kern-Indikatoren Klassifizierung

Rot Orange Gelb Grün Blau

Re
ss

ou
rc

en

Realisierungsgrad eines 
Finanzierungskonzeptes

Kosten und Nutzen des 
Risk-Governance- 

Prozesses sind nicht 
monetarisiert

Kalkulation der Kosten 
und Nutzen ist initiiert

Beziehung zwischen 
Kosten und Nutzen ist 

transparent

Finanzierung ist möglich Ausreichende Finanz-
mittel sind verfügbar, der 
Bedarf wird kontinuier-
lich überprüft und ggf. 

angepasst

Realisierungsgrad eines  
Personaleinsatzkonzeptes

Keine Berücksichtigung 
bzgl. des Personal- 
einsatzkonzeptes

Konzeption des  
benötigten Personal-

einsatzkonzeptes wird 
initiiert

Qualität und Kompe-
tenzen werden definiert 

(Stellenplan)

Auswahlprozedur wird 
durchgeführt

Adäquate personelle 
Ressourcen sind verfüg-
bar, werden kontinuier-
lich überprüft und ggf. 

angepasst

Ex
pe

rt
ise

Grad der Definition und  
Verständigung über der Rolle 
der Experten

Expertenrolle ist nicht 
definiert

Definition der Probleme /
Fragen und Erfordernisse 
bzgl. (externer) Expertise 
(bspw. wissenschaftliche 

Betreuung, Kommuni-
kationsberater,  
Gutachter…)

Mögliche Experten 
namentlich bekannt

Zustimmung der  
Prozessteilnehmer bzgl. 

der Expertenrolle und der 
benannten Personen

Expertise ist in den  
laufenden Prozess  

integriert (inkl.  
Erfolgskontrolle)

Ko
or

di
na

tio
n

Grad der Realisierung einer 
Abstimmung von Vorhaben 
der relevanten  
Entscheidungsträger

Keine Berücksichtigung, 
in welchem Ausmaß die 
unterschiedliche Vorha-

ben von den  
Entscheidungsträgern  

(„interessierten Stellen“)  
geplant sind

geplante Vorhaben 
 identifiziert

Entwicklung eines  
Konzeptes zur  

Koordination der 
geplanten Vorhaben

Einigung auf ein  
Konzept zur Koordination 
der geplanten Vorhaben

Konzept zur Koordination 
der geplanten Vorhaben 

ist umgesetzt

Ko
op

er
at

io
n

Grad der Definition und  
Einigung bzgl. der  
Verantwortlichkeiten der  
Entscheidungsträger

Keine Berücksichtigung, 
in welchem Ausmaß die 
Zuständigkeit zwischen 
den Entscheidungsträ-
gern („interessierten 

Stellen“) fragmentiert ist

Fragmentierung der 
Zuständigkeit  
identifiziert

Entwicklung eines  
Konzeptes zur  

Kooperation der  
Entscheidungsträger

Einigung auf ein Konzept 
zur Kooperation der  
Entscheidungsträger

Implementierung des 
Konzeptes zur  

Kooperation der  
Entscheidungsträger 

Eine Farbskala symbolisiert, wo man im Risikoma-
nagement steht: 

Rot

 ... Verbesserungsphase

Orange

Gelb

Grün

Blau

 ... noch nicht begonnen

 ... Anfangsphase

 ... Entwicklungsphase

 ... Umsetzungsphase
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Beispiel 2: Diskussion zur Festlegung der Ziele und Methoden der Risikokommunikation

In einer Diskussionsrunde, an der der Bürger-
meister, Vertreter der Feuerwehr, der Bergrettung, 
der Lawinenkommission, der Wildbach- und Lawi-
nenverbauung, der Wasserwirtschaft, des Möllver-
bandes sowie Zeitzeugen der Hochwasserkata-
strophen von 1965/1966 teilnahmen, wurde über 
passende Informationsaktivitäten in Großkirchheim 
abgestimmt. 

Fragen dazu waren:

	Mit welchen Mitteln kann das Bewusstsein für 
das Risiko bei der Öffentlichkeit präsent gehal-
ten werden?

	Wie kann die Öffentlichkeit an der Erstellung 
von Hochwasserrisikomanagementplänen mehr 
teilhaben?

	Wo funktioniert die Zusammenarbeit der vom 
Hochwasser betroffenen Organisationen gut? 
Wo gibt es noch Verbesserungsbedarf?

Alle Anregungen wurden aufgeschrieben und 
anschließend von den TeilnehmerInnen mit Punkten 
bewertet und gereiht. Die Ergebnisse der Diskus-
sion wurden direkt in die Ziele des Projekts über-
nommen.

Abbildung 2: Diskussion zum Thema Hochwasserschutz in Großkirchheim (Mölltal, Ö).
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Schritt 3: Bestimmung verfügbarer Ressourcen 
(Geld, Zeit, Personal)

Öffentlichkeitsbeteiligung ist oft ein zeit- und ressour-
cenintensives soziales Lernen. Alle Schritte zur Ver-
besserung der Risikokommunikation müssen sich an 
vorhandenen Mitteln ausrichten: 

	Zeit (ordnen Sie den Zielen einen genauen Zeit-
plan zu und planen Sie Puffer mit ein)

	Geld (Raummiete, Bewirtung, Ausstellungen, 
Informationsmaterial, Webseiten, Befragungen, 
Exkursionen, externer Moderator,…)

	Personal 

Berücksichtigen Sie nicht nur Ihre eigenen, sondern 
auch die zeitlichen Ressourcen derer, die Sie gerne in 
den Dialog einbinden möchten. Daher ist es auch ent-
scheidend, eine derartige Veranstaltung so anzuset-
zen, dass sie zeitlich passend anberaumt wird (nicht 
während der Arbeitszeit, aber auch nicht zu spät am 
Abend, nicht während der typischen Urlaubszeit,…).

Mögliche Methoden für Schritt 3: 
	Standortbestimmung Risikomanagement 

(S. 10)
	World Cafe (Kleingruppengespräche)

2.2 Phase 2: Identifi kation 
 strategischer Partner
In dieser Phase werden die strategischen Partner 
identifi ziert und die detaillierte Prozessplanung vor-
genommen. Der Aufbau eines Netzwerks der wich-
tigsten Akteure und die Abfrage der Meinung der 
breiten Öffentlichkeit gehören ebenfalls zu dieser 
Phase.

Schritt 4: Identifi kation der relevanten Akteure 
(Schlüsselpersonen)

Grundsätzlich gilt, dass alle wichtigen Interessen-
gruppen die Möglichkeit bekommen sollten mitzuwir-
ken. Ein Instrument, um die Betroffen zu bestimmen, 
ist die Akteursanalyse (auch als Stakeholderanalyse 
bezeichnet):

	Was ist das Ziel des Projektes und wen muss 
ich einbinden, um dieses Ziel zu erreichen?

	Wie stark werden durch das Projekt wessen 
Interessen beeinfl usst? Wer sind die wichtigsten 
Gruppen/Personen?

	Welche Gruppen müssen von Rechts wegen 
eingebunden werden?

	Welche Personen haben schon bei ähnlichen 
früheren Projekten mitgewirkt?

	Ist die Vielfalt der Interessen abgedeckt?
	Wer verfügt über die Möglichkeiten das Projekt 

positiv zu beeinfl ussen (etwa durch Fachwis-
sen, regionales/lokales Wissen, Kreativität, gute 
Kontakte in die Region)? 

	Wer verfügt über Ressourcen, das Projekt oder 
dessen Umsetzung zu behindern (Rechtsmittel, 
politischer Druck, medialer Druck, Aktivierungs-
potenzial)? 

Kriterien zur Auswahl sind weiters:

	Soll ein Gespür für die Meinung, Stimmung und 
Bedürfnisse entwickelt werden? 

	Sollen die TeilnehmerInnen aktiviert werden?
	Könnten die TeilnehmerInnen zusätzliche Infor-

mationen, Praxiswissen oder Daten einbringen?
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Denken Sie daran, dass es von Vorteil sein kann, 
einen externen Moderator für den Dialog zu neh-
men. Dies ist vor allem dann empfehlenswert, wenn 
die Projektträger als nicht neutral wahrgenommen 
werden oder es um sehr konfl iktreiche Themen geht.

Eine Bewirtung kann dazu dienen, sich bei den 
TeilnehmerInnen und Teilnehmern zu bedanken, 
dass sie mitgewirkt haben. Zusätzlich können sich 
die Beteiligten untereinander in einem gemütlichen 
Rahmen austauschen.

TIPPS:

Begri� e:

Stakeholder, Schlüsselpersonen, Akteure: 
Mit diesen Begriffen werden oft Vertreterinnen und Vertreter der Verwaltung, der Politik, Interessensvertretungen (wie 
Kammern), Umweltorganisationen oder Vereine bezeichnet. Es können zu diesem Begriff jedoch auch direkt Betrof-
fene hineingenommen werden. 

Im Gegensatz dazu steht die breite Öffentlichkeit, die Allgemeinheit, die ebenfalls in Beteiligungsprozessen 
eingebunden werden kann. 
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	Soll über Konflikte gesprochen werden?
	Werden die TeilnehmerInnen für die Umsetzung 

von Maßnahmen benötigt?

Eine solche Analyse kann noch erweitert werden, 
etwa durch Fragen wie: Was sind die Interessen der 
jeweiligen Gruppen? Wie sehen die Beziehungen 
zwischen den Gruppen aus? Gibt es Konflikte? Wer 
kooperiert mit wem? Wie fließen Informationen zwi-
schen den Gruppen?

Mögliche Methoden für Schritt 4: 
	Stakeholder-Analyse (Beispiel unten)
	Standortbestimmung Risikomanagement
	Workshop zur Identifikation der Schlüssel-

personen
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Beteiligte / Akteure Ziel Interessen Einfluss Betroffenheit 
durch Projekt

Rechtsstatus 
im Projekt

Organisati-
onsgrad

Ebene Konflikte

Beispiele z. B.  
Ortsdaten,  

Wissen,  
Konfliktver-

meidung, 
Unterstützung, 

Umsetzung, 
Endnutzer

z. B. Risiko-
management, 
wirtschaftliche 
Entwicklung, 

Sicherheit, 
Regional- 

planung, Erho-
lung, Natur-

erlebnis, Heimat

z. B. hoch,  
mittel, gering

z. B. hoch,  
mittel, gering

z. B. Partei, 
Beteiligte

z. B. hoch,  
mittel, gering

z. B. lokal,  
regional,  
national,  

international

z. B.  
verschiedene 

Ziele, politische 
Hindernisse, 

Kompetenzen, 
Verantwortlich-

keiten,  
persönliche 

Konflikte

Eigentümer

Tourismus

Gemeinden

Wasserbau-Verwaltung

Transport/

Logistik

Wasserkraftwerke

Versicherungen

Land (z.B. Raumplanung,  
Naturschutz)

Erholungsnutzer/Sportler

NGOs/Vereine

Fischerei

Agragverbände/Bauernvertreter

Zivilschutz (z.B. Feuerwehr)

Lokale Bevölkerung

Industrie/Gewerbe

Beispiel 3: Bestimmung der Schlüsselpersonen (Stakeholder-Analyse)

Quelle: BMVIT (2008) nach Hostmann et al. 2005, Junker & Buchegger, 2005

Anhand einer solchen Matrix können Sie die wichtigsten Schlüsselpersonen und ihre Betroffenheit vom Projekt identifizieren.  
Der Kreis der möglichen Beteiligten und Akteure ist je nach Aufgabenstellung zu erweitern oder zu reduzieren.

Weitere Informationen:
Bundesministerium f. Verkehr, Innovation u. Technologie 
(2008): Leitfaden: Öffentlichkeitsbeteiligung im Hochwas-
serschutz (S. 34 und 38)

IMRA-Handbuch (Fleischhauer et al. 2012): S. 12

DIANE-CM (Abschlussbericht; Evers et al. 2011)

PLANAT (2012): Praxiskoffer Risikodialog Natur-
gefahren

14
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Schritt 5: Konzipierung und Umfang des 
Partizipationsprozesses 

Die gesetzlich festgeschriebenen Möglichkeiten zur 
Einbindung der Betroffenen (z.B. als Partei oder 
Beteiligte) können durch freiwillige, informelle Aktivi-
täten gut ergänzt werden. Gesetzlich geforderte und 
freiwillige Einbindung sollten gut aufeinander abge-
stimmt werden und nicht als parallele, schlimm-
stenfalls konträre Vorgänge ablaufen. Freiwillige 
Öffentlichkeitsbeteiligung kann jedoch durchaus 
verbindliche Resultate erzeugen (z.B. Gemeinderats-
beschluss).

Es gibt verschiedene Intensitäten der Öffentlichkeits-
beteiligung: die Information, die Anhörung (Konsul-
tation) und die aktive Beteiligung (Mitbestimmung; 
siehe Abbildung 3). 

Grundlage für jede Öffentlichkeitsbeteiligung ist Infor-
mation; Information alleine wird aber nicht als ausrei-
chende Öffentlichkeitsbeteiligung gesehen und muss 
auch immer genau auf die jeweiligen Zielgruppen 
maßgeschneidert werden. Die Art und Weise, wie die 
Öffentlichkeit eingebunden wird, kann sich während 
des Projektlaufes ändern. Auch werden meist direkt 
Betroffene oder Vertreter der organisierten Öffentlich-
keit stärker eingebunden als die Allgemeinheit.

Mögliche Methoden für Schritt 5: 
	Stakeholder-Analyse (Beispiel S. 14)
	Workshop 
	Ansatz der sozialen Milieus (S. 21)
	Öffentliche Diskussionsveranstaltung
	World Cafe (Kleingruppengespräche)

Vermitteln Sie von Anfang an ganz klar, wie hoch der zeitliche Aufwand für die Beteiligung ist, was 
von den Beteiligten erwartet und wie mit den Ergebnissen umgegangen wird: so kann überhöhten 

Erwartungen von TeilnehmerInnen vorgebeugt werden!

TIPP:

Abbildung 3: Intensitätsstufen der Öffentlichkeitsbeteiligung (nach Arbter et al. 2005).

Partizipation / Mitbestimmung
Arbeitsgruppen, runde Tische, Mediation etc.)

Konsultation / Befragung
(Stellungnahmen, Befragungen, Diskussionsveranstaltungen etc.)

Information 
(Broschüren, Aushang, Webseiten, Pläne und Karten, Informationsveranstaltungen etc.)

Beispiel 4:
Intensitätsstufen der Öff entlichkeitsbeteiligung in der Gemeinde Großkirchheim

In einem Projekt in der Gemeinde Größkirchheim (Mölltal) wurden folgende Intensitätsstufen gewählt: 

Beteiligte Einbindung durch

Information Einwohner der Gemeinde Gemeindezeitung, Ausstellung, Folder

Konsultation Einwohner der Gemeinde Diskussionsveranstaltungen, Fragebögen,

Ausgewählte GemeindebürgerInnen Workshop zur Gestaltung von Informationsmaterial

Mitbestimmung Bürgermeister, Wildbach-und Lawinenverbauung, 
Lawinenkommission, Bergrettung, Feuerwehr, 
Wasserverband, ZeitzeugInnen 

Workshops: Auswahl Kommunikation, Verbesserung 
der Mitbestimmung und der Kooperation, Gestaltung 
Informationsmaterial; Folgeaktivitäten

15
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Schritt 6: Einrichtung eines Akteursnetzwerks

Eine aktive Beteiligung der Öffentlichkeit, wie sie auch 
in der Wasserrahmenrichtlinie gefordert wird, beinhal-
tet mehr als nur das Entgegennehmen von Stellung-
nahmen. Hier stehen die Diskussion zwischen Behör-
den und Beteiligten, das Aushandeln von Konfl ikten 
und die gemeinsame Suche nach Lösungen sowie 
die gemeinsame Planung im Mittelpunkt. 

Wissenschafter, Experten und Verwaltung sehen 
Öffentlichkeitsbeteiligung oftmals immer noch als 
Werkzeug, um die Akzeptanz ihrer Entscheidungen in 
der Bevölkerung zu erhöhen: „Wenn wir den Leuten 
erklären, wie gut und sinnvoll unsere Entscheidungen 
sind, dann werden sie es auch verstehen“. Menschen 
fühlen jedoch intuitiv, ob sie als gleichberechtigte Part-
nerInnen oder als zu Belehrende eingebunden wer-
den. Nicht die Belehrung der unwissenden Laien 

durch die ExpertInnen steht im Vordergrund eines 
Beteiligungsprozesses, sondern der gleichberechtigte 
Einbezug von lokalem Wissen oder Praxiswissen. 

Eine gut durchgeführte Öffentlichkeitsbeteiligung wird 
zum gemeinsamen Lernprozess, der sowohl fach-
liches als auch soziales Lernen jedes Teilnehmers 
beinhaltet. Ein Ergebnis, an dem gemeinsam gearbei-
tet oder das sogar ausgewählt wird, überzeugt meist 
mehr als das Hinnehmen-Müssen einer einzigen vor-
gegebenen Lösung. 

Mögliche Methoden: 
	Stakeholder-Analyse (Beispiel S. 14)
	Workshop
	Standortbestimmung Risikomanagement 

(S. 10)
	World Cafe (Kleingruppengespräche)

Versuchen Sie, einen „Local Champion“ (z.B. eine in der Gemeinde bekannte Persönlichkeit) zu 
fi nden, der dabei unterstützt, als Ansprechperson das Thema Hochwasser vor Ort längerfristig zu 
verankern.

TIPP:

Beispiel 5: Flussplattform 

An der Gurk bemühte man sich im Rahmen eines 
Pilotprojektes zur Ausarbeitung eines Schutzwas-
serwirtschaftlichen Raumentwicklungsplanes um 
einen partnerschaftlichen Weg.

Schutzwasserbau, Raumplanung und Gemeinden
suchten gemeinsam nach Lösungen zur Flächen-

widmung im Hinblick auf einen nachhaltigen Hoch-
wasserschutz und eine günstige Gewässerentwick-
lung. Als gemeinsames Diskussionsforum wurde die
Flussplattform Gurk geschaffen. In den Jahren 2004
- 2005 trafen sich Gemeindepolitiker, Betroffene, 
Interessierte und Fachleute aus Schutzwasserbau 
und Raumplanung mehrmals zu Gesprächen und 
Besichtigungen vor Ort. Dabei konnte viel Informati-
on ausgetauscht aber auch Verständnis und Bereit-
schaft zur Mitarbeit geerntet werden.

Abbildung 3: Flussplattform im Stadtsaal von Straß-
burg (Gurktal, Kärnten).

Abbildung 4: Lokalaugenschein der Plattformteil-
nehmer an der Gurk. 
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Mögliche Methoden: 
	Ansatz der sozialen Milieus (S. 21)
	Online Chat (Beispiel S. 26)
	Soziale Netzwerke (im Internet)
	Befragungen (Interviews oder Fragebögen) 

(Beispiele S. 17 und 18)
	World Cafe (Kleingruppengespräche)
	Öffentliche Diskussionsveranstaltung 

Schritt 7: Identifikation der öffentlichen Sichtweise

Um die Kommunikation zum Thema Hochwasser-
Risiko zu planen, ist es notwendig, herauszufinden:

1. welche Einstellungen und Werte, die das 
Bewusstsein für Hochwasserrisiko beeinflussen 
können, die Zielgruppen haben. Dies kann mit 
einer Analyse der sozialen Milieus erfolgen.

2. wie der Stand des Wissens zu Hochwasser- 
risiko ist und wie das Risiko wahrgenommen 
wird. Dies kann durch (qualitative) Interviews 
oder (quantitative) Fragebögen erfolgen.

Ein Interview wird meist mit Schlüsselpersonen 
geführt. Bei einem qualitativen Interview gibt es 
einen Interviewleitfaden, der den roten Faden des 
Gesprächs bildet. Diese Art von Interview ist eher 
ein Dialog als ein strenges Abfragen nach Punkten; 
zusätzliche Themen können aufgenommen,  Interes-

Abbildung 5: Persönlich durchgeführte Befragung zum Thema Hochwasserrisiko.   

santes im Detail besprochen, Hintergründe abgefragt 
und persönliche Eindrücke eingeflochten werden.

Ein Fragebogen ist eine quantitative Methode, um 
sehr strukturiert und vergleichbar abzufragen. Durch 
diese Vereinheitlichung können auch sehr große 
Bevölkerungsgruppen interviewt werden und – falls 
eine repräsentative Auswahl stattgefunden hat – eine 
statistische Auswertung erfolgen.

Beispiel 6: Interview 
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Beispiel 7:  Befragung „Naturgefahr Hochwasser“ in Großkirchheim

Im Frühling 2010 und im Frühling 2011 wurden 
Befragungen zum Thema „Hochwasser in Groß-
kirchheim“ durchführt. Die Ergebnisse der Befra-
gung dienten als Maßstab dafür, wie gut die Bevöl-
kerung über das Thema Hochwasser im allgemei-
nen und das mögliche Restrisiko in Großkirchheim 
Bescheid weiß und – in der zweiten Befragungsrun-
de – wie wirksam die durchgeführten Informations-
aktivitäten waren.

Es wurden jeweils 69 Personen von einer Studentin, 
die die Befragungsergebnisse gleich in den Laptop 
eingab, befragt. Da die Befragung mit einer Aus-
wertung, ob Personen in einer gelben oder roten 
Zone wohnen verschnitten wurde, wurden auch 

Abbildung 6:  
Fragebogen IMRA Möll / Großkirchheim 

Name und Adresse abgefragt: Hier gab es trotz 
Zusicherung der Anonymität deutlichen Unwillen 
der Befragten, den Namen anzugeben. Nach einer 
gewissen Anlaufzeit begannen einige der Interview-
ten sich zu öffnen, zu erzählen oder Empfehlungen 
für Zeitzeugen zu geben.

Wenn der Fragebogen (Abbildung 6) nur ausge-
schickt worden wäre und keine Mittlerrolle der Stu-
dentin, die im lokalen Dialekt sprach und Fragen 
auch erklärte, bestanden hätte, wäre die Anzahl der 
ausgefüllten Fragebögen niedriger gewesen.

 1
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Schritt 9: Festlegung der zielgruppenorientierten 
Kommunikation 

Unter Öffentlichkeit versteht man einen offenen und 
unbegrenzten Personenkreis, alle Mitglieder und 
Organisationsformen einer Gesellschaft. Die breite 
Öffentlichkeit ist allerdings nicht einfach zu erreichen 
oder gar zu motivieren. Technische Fachleute neh-
men oft an, dass es reicht, eine Art von Informations-
material z.B. eine Broschüre zu erstellen und es mög-
lich ist, damit „Alle“ zu erreichen. Erfahrungen und die 
Erkenntnisse aus dem sozialen Marketing und der 
Psychologie haben jedoch gezeigt, dass jede Infor-
mation und jede Öffentlichkeitsbeteiligung genau auf 
eine Zielgruppe abgestimmt werden muss.

2.3     Phase 3: Festlegung von Maß-
nahmen zur Risikokommunikation
Sobald die Bestimmung der eigenen Position, der 
strategischen Partner, der Aufbau eines Akteursnetz-
werks und die Analyse der Sichtweise der Öffentlich-
keit abgeschlossen ist, kann mit der Entscheidung 
über weitere geeignete Maßnahmen für die Kommu-
nikations- und Partizipationsstrategie begonnen wer-
den. 

Schritt 8: Einigung über Ziele der Kommunika-
tions- und Partizipationsstrategie

Nach den Schritten 1 bis 6 und der im Schritt 7 
erfolgten Abfrage des Stand des Wissens sollten die 
Ziele der Risikokommunikation nochmals geschärft 
und gegebenenfalls angepasst werden. Legen Sie 
genaue inhaltliche Ziele sowie einen Zeitrahmen fest 
und prüfen Sie nochmals ob Sie mit den gewählten 
Mittel die Zielgruppe(n) erreichen (s. Beispiel unten). 
Es kann sinnvoll sein, die Ziele gemeinsam mit den 
Schlüsselpersonen festzulegen.

Mögliche Methoden für Schritt 9: 
	Ansatz der sozialen Milieus (S. 21)
	World Cafe (Kleingruppengespräche)
	Workshop

Mögliche Methoden für Schritt 8: 
	Standortbestimmung Risikomanagement 

(S. 10)
	Workshop
	Öffentliche Diskussionsveranstaltung 
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Beispiel 8: Zieldefi nition anhand eines Schulprojekts

Ziele müssen immer genau beschrieben und mög-
lichst gut überprüfbar sein. Ein Ziel kann so formu-
liert werden, wie in dem Beispiel “Schulprojekt“.

Ziel: 
Ein Schulprojekt für mindestens 150 Schüler (im 
Alter zwischen 10 und 18 Jahren) zum Thema 
Hochwasserrisiko und Raumplanung innerhalb 
des nächsten Schuljahres.

Das Schulprojekt besteht aus theoretischen Infor-
mationen und Planspielen. Das Ziel wurde gemein-
sam mit Akteuren beschlossen, die auch in das 
Schulprojekt eingebunden werden. 

Dieses Ziel ist

	genau: weil es detailliert beschreibt, welche 
Aktivitäten geplant sind;

	messbar: “mindestens 150 Schüler”; am Ende 
des Prozesses kann geprüft werden, ob die 
angestrebte Zahl auch tatsächlich erreicht wur-
de;

	realistisch: das Ziel ist insofern realistisch 
gewählt, als das Projektteam ein Jahr Zeit zur 
Verfügung hat, um das Projekt umzusetzen;

	relevant: das Ziel wurde erst nach einer Diskus-
sion der Kommunikationsmaßnahmen gemein-
sam mit Interessenvertretern defi niert;

	mit genauem Zeithorizont: in diesem Beispiel 
 wurde der Zeitrahmen mit der Festlegung 

“innerhalb des nächsten Schuljahres” defi niert.

Informationsmaterial sollte auf die 
Zielgruppen abgestimmt sein!TIPP:
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Beispiel 9:  Ansatz der sozialen Milieus

Die nähere Betrachtung der Zielgruppen ist deshalb 
so wichtig, weil durch Einstellungen oder Werthal-
tungen, die stark mit sozio-demografischen Merk-
malen (Einkommen, Bildung, Beruf…) verknüpft 
sind, die Wahrnehmung von Risiko gefiltert wird. 
Werte, Einstellungen und sozio-demografische 
Merkmale können in sogenannte soziale Milieus ein-
geteilt werden. Personen, die etwa aus dem eta-
blierten Milieu kommen, haben bestimmte Erwar-
tungen an die Gestaltung von Informationsmateri-
alien und an die Kanäle, durch die es verteilt wird: 
angesehene Personen, hochrangige Wirtschafts-
vertreter, Beiträge in der seriösen Tagespresse etc. 
Personen, die aus dem traditionellen oder konsum-
orientierten Milieu kommen, werden eher durch 
Aushänge in Schulen, Kirchen, Sportklubs, regio-
nale Tageszeitungen, Gemeindezeitung, Postwürfe 
etc. erreicht.

Eine genaue Darstellung der sozialen Milieus einer 
Zielgruppe und der geeigneten Kommunikationsmaß-
nahmen können Marktforschungsinstitute durchfüh-
ren. Für einen ersten Schritt einer Zielgruppenbestim-

Abbildung 7: Die Sinus-Milieus in Österreich 2011. Soziale Lage und Grundorientierung.  
Grafik freundlicherweise zur Verfügung gestellt von INTEGRAL Markt- und Meinungsforschung, Wien

mung ist es aber auch ausreichend, anhand leicht zu 
bekommender Daten ein erstes Bild davon zu erstel-
len, welche Personengruppen im Projektgebiet leben.

In Großkirchheim wohnen 1621 Personen im Alter 
zwischen 14 und 54 Jahren. 80% der Einwohner 
haben einen Grundschul- oder Lehrabschluss; 7% 
haben einen eine höhere Schule besucht. 720 Per-
sonen sind berufstätig (600 davon Vollzeit), rund 50 
sind arbeitslos. Die meisten Großkirchheimer arbeiten 
im Tourismus, in der Landwirtschaft und in der Forst-
wirtschaft. Bei den letzten Gemeinderatswahlen wähl-
ten über 70% eine rechtskonservative Partei.
 
Auf Grund der vorliegenden Informationen zeichne-
te sich ab, dass die meisten Großkirchheimer zum 
traditionellen und dem konsumorientierten Milieu  
sowie der bürgerlichen Mitte zugeordnet werden 
können. Alle Aktivitäten wurden danach ausgerich-
tet: z.B. Gestaltung einer Ausstellung mit viel Bild-
material aus der Region, Bildtexte im regionalen 
Dialekt, Zeitzeugen aus der Ortschaft, Information 
über die Gemeindezeitung.

Weitere Informationen: IMRA-Handbuch (Fleischhauer et al. 2012, S. 28), Umweltverhalten UBA-Deutschland, 
Kleinhückelkotten (2007), Ur-Flood Final Report (Waylen et al. 2011)
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Schritt 10: Entwurf eines Plans für die Umsetzung 
der Kommunikations- und Partizipationsmaßnahmen 

Ein Plan zur Umsetzung stützt sich auf die Ergebnisse 
der vorhergehenden Schritte und verbindet sie mit-
einander:
	Festlegung der Ziele (vgl. Schritt 8)
	Festlegung der Schlüsselpersonen (vgl. Schritt 

4) und Zielgruppen (vgl. Schritt 9)
	Festlegung der Maßnahmen (vgl. Schritt 9)
	Ressourcen für jede Maßnahme (vgl. Schritt 3)
	Verantwortlichkeiten 
	Zeitplanung
	Evaluierung
	Weitere Vorhaben (wenn zutreffend); wie bei-

spielsweise Ausbildung von MitarbeiterInnen, 
um diese in die Lage zu versetzen, die Maß-
nahmen durchführen zu können; Unterstützung 
durch externe Experten usw.

Beachten Sie, dass es für die Wirkung der 
Risikokommunikation besser sein kann, wenn Sie 
Ihre Botschaft wiederholt und über mehrere 
Kanäle verbreiten.

Die Frage ist nicht ‚Was stimmt nicht mit den 
Leuten, warum wollen sie nicht verstehen?‘, 
sondern ‚Was verstehen wir nicht an unserer 
Zielgruppe?‘

TIPPS:

Mögliche Methoden für Schritt 10: 
	Standortbestimmung Risikomanagement 

(S. 10)

Beispiel 10: Maßnahmenplan

Umsetzungs-
gegenstand

Ziel bzw. 
Unterziele

Zielgruppen Soziale-Mili-
eu-Gruppe

Maßnahmen Material Menschliche 
Ressourcen

Finanzielle 
Ressourcen

Umsetzungs-
zeitraum

Verantwort-
liche Person

Kommunika-
tionsstrategie 
Hochwasser-
risiko-Manage-
ment im Fluss-
einzugsgebiet 
des Chiascio

Schulung von 
mindestens 150 
Schülern inner-
halb des näch-
sten Schuljahres 
mit Fokus auf 
Risikobewusst-
sein betreff end 
Hochwasser-
risiko in der 
Region in Ver-
bindung mit 
Raumplanung

Schüler 
zwischen 
10 und 18 
Jahren

Mittelschicht 
und konsum-
orientierte 
Basis

Unterrichts-
stunden

Interaktives 
Spiel, Film-
beitrag

5 Tage pro 
Schule (für 
Experten für 
Risikokommu-
nikation und/
oder Hoch-
wasserrisiko

1.000 Euro für 
die Produkti-
on der Materi-
alien wie Film, 
Spiele, 10 Euro 
pro Schule für 
Kopien usw. + 
weitere 
Ausgaben

Schuljahr Tevere Wasser-
behörde (ver-
antwortlich für 
Flusseinzugs-
gebiet bzw. 
entsprechenden 
Abschnitt)

Weitere IMRA-
Projektpart-
ner der italie-
nischen Unter-
suchungsregion

Schulwettbe-
werb

Ausstellungs-
halle/Foyer/
Aula

6 Arbeitstage 
für die Vorbe-
reitung, 1 Tag 
für die Einwei-
sung pro Schule 
(Koordination, 
Kommuni-
kation und 
Durchführungs-
kompetenz 

500 Euro je 
Schule (Vor-
bereitung 
Ausstellung der 
Ergebnisse des 
Wettbewerbs 
und  Sieger-
ehrung)

Schuljahr Tevere Wasser-
behörde (ver-
antwortlich für 
Flusseinzugs-
gebiet bzw. 
entsprechenden 
Abschnitt)

IMRA-Projekt-
partner
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Mögliche Methoden: 
	Webseiten
	Online Chat (Beispiel S. 26)
	Soziale Netzwerke (im Internet)
	Informationsstände (kleine Ausstellungen)
	Ausstellungen (Beispiel S. 25)
	Pressearbeit
	Schulprojekte (Beispiel S. 24)
	Bildungsinformation (Videos, Quiz, Video-

spiele, Brettspiele, Rätsel….)
	(Schul-)Wettbewerb
	Befragungen (Interviews oder Fragebögen) 
	World Cafe (Kleingruppengespräche)
	Workshop
	Öffentliche Diskussionsveranstaltung 
	Veranstaltungen, Events (Flussfeste, 

Katastrophenübungen ) 
	Visualisierungen von Hochwasserrisiko 
	An Zielgruppen angepasste Broschüren, 

Infofolder und Flyer

2.4 Phase 4:  Umsetzung 
Nach Abschluss der Planungsaktivitäten geht es um 
die Umsetzung der Kommunikations- und Partizipati-
onsmaßnahmen. Bei der Umsetzung handelt es sich 
um die wichtigste und zugleich zeitintensivste Phase 
des gesamten Prozesses.

Schritt 11: Umsetzung der Kommunikations- und 
Partizipationsmaßnahmen 

Es ist wichtig, alle Aktivitäten gut zu dokumentieren: 
einerseits um allen Beteiligten einen Überblick über 
den Ablauf der Aktivitäten und eventuelle Ergebnisse 
zu geben und andererseits um die Effi zienz der Maß-
nahmen auswerten zu können. Stellen Sie Proto-
kolle, Zwischenberichte, Fotos und weitere Doku-
mentationen allgemein zur Verfügung (z.B. über die 
Projektwebseite).

Besonders wertvoll ist es, Rückmeldungen von Betei-
ligten abzufragen und auszuwerten: 

	Wie waren Teilnehmer an Veranstaltungen 
zufrieden?

	Gibt es Anregungen, Lob, Kritik die vielleicht 
noch im Projekt zu Verbesserungen führen 
könnten?  

Denken Sie bei allen Aktivitäten zur Information und 
Beteiligung, dass eine einfache Alltagssprache not-
wendig ist, um auch Menschen außerhalb eines 
begrenzten Fachgebietes zu erreichen. Für Fach-
begriffe Ausdrücke zu fi nden, die auch für alle ver-
ständlich sind, kann herausfordernd sein. Versuchen 
Sie trotzdem Floskeln, Jargon und Fachausdrücke zu 
vermeiden

Um-
setzung

Nur eine klare, verständliche, ange-
messene Sprache, die nicht in der 

Routine der Jargons verweilt, kann in der sozialen 
Wirklichkeit ankommen.

TIPP:
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Beispiel 11:  Schulprojekt Gefahrenzonenplan für Kinder

Durch Schulprojekte können nicht nur Kinder für das 
Thema Hochwasser begeistert, sondern über sie 
auch Eltern oder Großeltern erreicht werden. Pro-
jektziel beim „Gefahrenzonenplan für Kinder“ (ein 
Gemeinschaftsprojekt der Bundeswasserbauverwal-
tung Kärnten und der Wildbach- und Lawinenver-
bauung Kärnten) ist die Bewusstseinsbildung durch 
theoretische und praktische Übungen zum Thema 
Gefahrenzonenplanung und Hochwassergefahren. 
An zwei Tagen gestalten LehrerInnen den Unter-
richt zu den Themen Gefahren im Alltag, Gefahren 
in der Natur, Karten, Pläne, Maßstab und Gefahren-
zonen. An einem weiteren Tag werden die erwor-
benen Kenntnisse unter Beisein von ExpertInnen der 
für Hochwasser zuständigen Institutionen an einem 
Gewässer der Heimatgemeinde ausprobiert. Am 
Wasser werden mitgebrachte Wasserräder aufge-
baut: dabei erfahren die Kinder spielerisch verschie-
dene Einflüsse (Tiefe und Breite des Gerinnes, der 
Zusammenhang mit der Fließgeschwindigkeit, Was-
serkraft). Dann bekommt jedes Kind ein Holzhäus-

Abbildung 8: Kinder setzen ihre selbstgebastelten  
Wasserräder in den Feistritzbach und testen die Kraft 
des Wassers.

chen, das es auf einen selbst gewählten Platz auf 
einer Schotterbank platzieren darf. Der Standort der 
Häuser wird anschließend in einen Plan eingetragen.
So entsteht eine Siedlung am Wasser, die noch 
zusätzlich mit Brücken, Wegen, Pflanzen etc. gestal-
tet werden kann. Anschließend wird ein kleines, 
künstliches Hochwasser erzeugt und die Siedlung 
geflutet. Die Kinder besprechen die Ergebnisse der 
Überflutung und markieren mit roten und gelben 
Fähnchen die Zonen unterschiedlicher Zerstörung.

Weitere Informationen:
Projektmappe “Kinder erstellen einen Gefahren-zonen-
plan“ (Lebensministerium et al., 2005)

Film zum Gefahrenzonenplan für Kinder

Risk Education and Natural Hazards. CapHaz-Net WP6 
Report (Komac et al. 2010)

Abbildung 9: Die Kinder platzieren ihre Modellhäuser 
und warten auf die große Flut. Werden sie das Hoch-
wasser unbeschadet überstehen?

Abbildung 10: Die künstliche Flut reißt viele Häuser mit. 
Schutzdämme brechen.

Abbildung 11: Schadensanalyse nach der Flut. Was hat 
sich bewährt, was nicht.
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Beispiel 12: Ausstellung „45 Jahre Hochwasserereignisse 1965/1966“, Großkirchheim

Zeitzeugeninterviews, Dokumente und Zeitungs-
ausschnitte sowie die umfangreiche Dia-Sammlung 
eines Zeitzeugen bildeten das Material, aus dem 
die Ausstellung über die Hochwässer in Großkirch-
heim in den Jahren 1965 und 1966 entstand. Dabei 
wurde nur ein kleiner Teil der Ausstellung  den wis-
senschaftlichen Hintergründen des Hochwassers 
gewidmet. Der Schwerpunkt lag auf Bildmateri-
al der damaligen Überschwemmungen, um einen 
Wiedererkennungseffekt für die lokale Bevölkerung 
zu haben. Zu den Bildern gab es kurze Texte über 
Erlebnisse von Zeitzeugen, die im lokalen Dialekt 
wiedergegeben wurden. Zusätzlich gab es Schau-
bilder der damaligen Berichterstattung in den Zei-
tungen. Außerdem informierte die Wildbach- und 
Lawinenverbauung mit interaktiven Anwendungen 
auf vier Themeninseln über Naturgefahren (Abbil-
dung 13). 

Die Ausstellung war nicht nur als reine Informa-
tionsaktivität, sondern auch als soziales Ereignis  

Abbildung 12: Ausstellung 45 Jahre Hochwasserereig-
nisse 1965/66 in Großkirchheim.

geplant, um den Dialog zwischen den Einwohnern 
der Gemeinde anzuregen. Eingeladen wurde zur 
Ausstellung, die im Nationalparkzentrum stattfand, 
über die Gemeindezeitung. 

Eröffnet wurde mit einem umfangreichen Rahmen-
programm: der Vorstellung laufender Projekte zu 
Hochwasserschutz und Naturgefahren in Groß-
kirchheim durch Experten der Wasserwirtschaft des 
Landes Kärnten und der Wildbach- und Lawinen-
verbauung. 

Besondere Lebendigkeit erhielt die Ausstellung 
durch die emotionalen Berichte von Zeitzeugen, die 
die verheerenden Ereignisse miterlebt hatten (Abbil-
dung 15). 

Für musikalische Umrahmung sorgte die Musik-
schule, und im Anschluss gab es ein Buffet. Zusätz-
liche Aufmerksamkeit erhielt die Ausstellung über 
Medienberichte zur Eröffnung.

Abbildung 13: Infostand der WLV Kärnten.

Abbildung 14: Musikalische Gestaltung durch die ört-
liche Musikschule.

Abbildung 15: Ein Zeitzeuge berichtet.
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Beispiel 13:  
Online Chat (Diskussionen im Internet)

Mit neuen elektronischen Medien können gewisse 
Zielgruppen (vor allem Jugendliche) gut erreicht 
werden, wenn auf schon bekannte Plattformen 
oder Internetseiten aufgebaut werden kann.  

Bei einem Online Chat beantworten über einen 
bestimmten Zeitraum Experten oder Personen aus 
der Verwaltung Fragen rund um das Thema Hoch-
wasser und Risiko. 

Die Fragen und Antworten werden protokolliert und 
im Internet veröffentlicht und können dann auch von 
zusätzlichen Personen gelesen werden. 

Manchmal gibt es auch einen zusätzlichen Gewinn 
von Aufmerksamkeit, wenn in Zeitungen über den 
bevorstehenden Online Chat geschrieben oder 
über dessen Ergebnisse berichtet wird.

Zu berücksichtigen ist, dass es ein starkes Stadt-
Land-Gefälle in der Internetnutzung gibt. Auch die 
Unterschiede zwischen materiell besser gestellten 
und weniger verdienenden Haushalten sind nach 
wie vor groß.

Beispiel: Online Chat in Leichlingen 
(Wuppertal, Deutschland):

Ziel des Online Chats war es, Fragen zu Hochwas-
ser und dem Schutz davor zu beantworten. Der 
Chat wurde in vier Zeitungen, im lokalen Fernsehen 
und auf der Webseite des Wupperverbandes und 
der Stadt Leichlingen angekündigt. 

Abbildung 16: Ankündigung eines online-Chats und Beantwortung von Fragen.

Weitere Informationen:
IMRA-Handbuch (Fleischhauer et al. 2012): S. 55

Mit Internet und E-Mail werden nur 
gewisse Personenkreise erreicht; es 

bedarf zusätzlich noch herkömmlicher Informa-
tions- und Beteiligungsmethoden, um an alle 
Bevölkerungsgruppen heranzukommen.

TIPP:
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Beispiel 14:  
Workshop “Verständlichkeit von Informationsmaterial“ in Großkirchheim

Zum Thema Hochwasserschutz ist Informations-
material in Form von Broschüren und Karten vor-
handen. Meist werden diese Informationen von Ver-
waltungsbeamten und Fachleuten geschrieben. 
Dem Projektteam war es ein Anliegen, klare und all-
gemein verständliche Texte und Karten zum Thema 
Hochwasserschutz zu erstellen. Um dieses Ziel zu 
erreichen, wurden Großkirchheimer Bürger eingela-
den, die Verständlichkeit vorhandener Informations-
materialien (Broschüren und Karten) zu diskutieren 
und Anregungen für Verbesserungen zu geben.

Die Diskussion fand im Nationalparkzentrum in 
Großkirchheim statt. Der bisher verteilte allgemei-
ne Folder zur Gefahrenzonenplanung wurde von 
den Laien als zu wenig auf die konkrete Situati-
on vor Ort eingehend empfunden. Sie wünschten 
sich Informationsmaterial mit Lokalbezug, wie es 
im Anschluss auch erstellt wurde. Im Rahmen des 

Workshops kamen viele Anregungen der Laien zur 
besseren inhaltlichen und gestalterischen Ausfüh-
rung des Kartenmaterials, die von der Wasserwirt-
schaft Kärnten als Richtlinien für technische Büros, 
die mit der Neugestaltung von Plänen beauftragt 
sind, übernommen wurden. Auch bei einer Veran-
staltung im Lebensministerium zum Thema „Risiko-
karten“ wurden die Anregungen der Großkirchhei-
mer vorgestellt.

Fachausdrücke wie „100-jährlich“ 
werden von Laien nicht verstanden 

oder falsch interpretiert. Erklären Sie Fachaus-
drücke in allgemein verständlichen Worten.

TIPP:

Abbildung 17: Die Gefahrenzonenpläne werden genau unter die Lupe genommen.
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Beispiel 15: Visualisierungen von Hochwasser und Wachhalten der Erinnerung

Die Erinnerung an vergangene Ereignisse ist ein 
bedeutender Teil der Risikokultur. 

Für die Visualisierung von Hochwasser gibt es meh-
rere Ansätze. In allen geht es darum, die Erinnerung 
an vergangene Ereignisse und Erlebnisse der Men-
schen zu verankern. 

Ein wichtiger Zeitpunkt innerhalb des kommunika-
tiven Erinnerns ist dabei besonders 40 Jahre nach 
einschneidenden Erlebnissen und Erfahrungen 
erreicht, wenn deren Zeugen in ein Alter kommen, 
in dem zum einen verstärkt der Wunsch nach Erin-
nerung und Weitergabe der Geschichte aufkommt, 
zum anderen der Übergang zur nur noch medial 
vermittelten Erinnerung vollzogen werden muss. 

Die Verankerung der Erinnerung kann auch durch 
Ritualisierungen wie jährliche Gedenkveranstal-
tungen, Flussfeste, regelmäßige Katastrophen-
übungen, Begehungen, Ausstellungen, (Schul-)Pro-
jekte mit Befragungen von Zeitzeugen etc. gesche-
hen. 

Beispiele:
	Ausstellungen
	Schaukästen
	Hochwassermarken vergangener Überflutungen 
	Erinnerungstafeln und Gedenkstellen
	Flussfeste 
	Gedenkveranstaltungen
	Katastophenübungen 
	Begehungen / Exkursionen
	Baustellentafeln
	Visualisierungen von Überschwemmungen u.ä.

Abbildung 18: Beispiel - Visualisierung des Wasser-
standes bei einem 100-jährlichen Hochwasserereignis.

Abbildung 19: Beispiel - Hochwasser- und Zivilschutz-
übung.

Abbildung 20: Beispiel - Visualisierung künftiger Hoch-
wasserstände auf einer Baustelleninfotafel.

Abbildung 21: Beispiel - Visualisierung zur Wirkungs-
weise eines Hochwasser-Rückhaltebeckens.
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Beteiligung verdient Wertschätzung: 
vergessen Sie nicht, sich bei allen 

Teilnehmerinnen und Teilnehmern für ihr Engage- 
ment zu bedanken!

TIPP:

Mögliche Methoden für Schritt 12: 
	Standortbestimmung Risikomanagement 

(2. Durchgang; S. 10)
	Weitere Befragungsrunden mittels 

Interviews oder Fragebögen; 
Beispiele S. 17 und 18) 

	Workshop 

Weitere Informationen:
IMRA-Handbuch (Fleischhauer et al. 2012, S. 22)
Standards für Öffentlichkeitsbeteiligung, S. 21

2.5  Phase 5:  Evaluierung 
Alle Aktivitäten sollten einer abschließenden Beurtei-
lung (Evaluation) unterzogen werden, um sie in einem 
Lernprozess ständig verbessern und weiterentwi-
ckeln zu können.

Schritt 12: 
Evaluierung (Überprüfung der Ergebnisse) 

Nach Durchführung der geplanten Tätigkeiten zur 
Risikokommunikation sollten alle Ergebnisse einer 
abschließenden Bewertung unterzogen werden. So 
kann gezeigt werden, welche Ziele nicht erreicht, 
erreicht oder sogar übertroffen wurden oder ob uner-
wartete Wirkungen auftraten. Die Ergebnisse einer 
solchen Rückschau helfen, aus dem Projekt zu ler-
nen.

Die Bewertung kann durch eine weitere Befragung 
der Öffentlichkeit (im Idealfall mit den gleichen Per-
sonen), durch eine abschließende Diskussion mit 
Schlüsselpersonen oder durch eine Selbstbewertung 
des Projektteams erfolgen. Es kann auch eine Kombi-
nation von zwei oder allen drei Bewertungsarten ver-
wendet werden.

Evaluie-
rung

Beispiel 16: Örtliche Überprüfung von Gefahrenzonenplänen

Die in den technischen Richtlinien der Wasserbau-
verwaltung vorgeschriebene örtliche Überprüfung 
von Gefahrenzonenplänen bietet viele Gelegen-
heiten für Risikokommunikation rund um das The-
ma Hochwasserschutz.

Werden die Gefahrenkarten vor Ort mit der Bevöl-
kerung diskutiert und auf Plausibilität überprüft, 
motiviert dies die Betroffenen, sich mit dem eigenen 
Hochwasserrisiko auseinander zu setzen. Aus der 
Erinnerung an vergangene Hochwasserereignisse 
entsteht unter Umständen wertvolles lokales Wis-
sen, das zur Optimierung des Gefahrenzonenplans 
beitragen kann. 

Gleichzeitig steigert die gemeinsame Diskussion vor 
Ort das Risikobewusstsein der Betroffenen!

Abbildung 22: Die Kommissionierung von Gefahren-
zonenplänen kann dazu genützt werden, im Dialog mit 
den Betroffenen lokales Wissen einzubinden, gleichzeitig 
aber auch Risikobewusstsein zu schaffen.
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Die sieben Kardinalsregeln der Risikokommunikation

	 Akzeptieren Sie und involvieren Sie die Öffentlichkeit als Partner.

	 Planen Sie sorgfältig und evaluieren Sie Ihre Maßnahmen. 

	 Hören Sie auf die Anliegen der Öffentlichkeit: Glauben Sie nicht, diese vorweg 
schon zu kennen.

	 Schaffen Sie Vertrauen und Transparenz mit ehrlicher und offener Kommunikation. 

	 Bauen Sie ein Netzwerk aus vertrauenswürdigen Partnern auf.

	 Etablieren Sie Medienkontakte.

	 Sprechen Sie klar, ohne Fachausdrücke, nehmen Sie Emotionen zur Kenntnis. 


